BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 29. Februar 2012, IXR 28/11

Abfindung einer Erfindervergiitung als steuerbegiinstigte Entschadigung - Zwangssituation bei giitlicher Einigung
BFH IX. Senat
EStG & 24 Nr 1 Buchst a, EStG & 34 Abs 1, EStG & 34 Abs 2 Nr 2

vorgehend FG Munster, 04. Mai 2011, Az: 3 K 4151/08 E
Leitsatze

Gibt der Arbeitnehmer mit seinem Interesse an einer Weiterflihrung der urspriinglichen Vereinbarung auf
Arbeitnehmererfindervergltung im Konflikt mit seinem Arbeitgeber nach und nimmt dessen Abfindungsangebot an, so
entspricht es dem Zweck des von der Rechtsprechung entwickelten Merkmals der Zwangssituation, nicht schon wegen
dieser gutlichen Einigung in konfligierender Interessenlage einen tatsachlichen Druck in Frage zu stellen .

Tatbestand

1 Die Beteiligten streiten Uber Arbeitnehmererfindervergiitungen als auRerordentliche Einkulnfte.

2 Der Klager und Revisionsklager (Klager) war seit 1967 als Techniker bei einer GmbH tatig, die sich mit
systemgebundenen Produkten fir Hoch- und Tiefbau beschaftigt. Die GmbH entwickelte technische Gerate und
Verfahren, woran der Klager wesentlich beteiligt war. Er machte fur die GmbH zahlreiche Erfindungen, die auch
patentiert worden sind. Die GmbH erarbeitete zusammen mit dem Klager (iber jede einzelne Erfindung ein Konzept
zur Abrechnung der Erfindervergutungen, die jeweils bis zum Ende der Laufzeit des Patents --in der Regel jahrlich--
bezahlt wurden.

3 Nach seinem Eintritt in den Ruhestand schlossen der Klager und die GmbH am 31. Mai 2006 eine
Abfindungsvereinbarung. Darin losten sie die zwischen ihnen bestehende Vereinbarung tber
Arbeitnehmererfindervergiitungen zum 31. Mai 2006 auf. Als Ausgleich flr den Verlust zuruckliegender und
zukunftiger Anspriche auf Arbeitnehmererfindervergutung erhielt der Klager eine einmalige Abfindung in Hohe von
518.250 €. Die Vertragsparteien ermittelten die Abfindungsvergutung, indem sie die Patentlaufzeit und einen
Abzinsungsfaktor bertcksichtigten. Bei einer Vergutungshéhe von 925.875 € ergab sich ein abgezinster Wert in
Hohe der Abfindung.

4  Der Klager erklarte den Abfindungsbetrag im Rahmen der Veranlagung des Streitjahres (2006) als sonstige
Einkiinfte und beantragte, die Versteuerung nach § 34 des Einkommensteuergesetzes (EStG) vorzunehmen. Dies
lehnte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) auch im Einspruchsverfahren ab.

5 Auch die Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht (FG) sah in der Abfindung keine Vergiitung fir mehrjahrige
Tatigkeit (8 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG) und folgte insoweit dem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 26. Januar 2005 VI
R 43/00 (BFH/NV 2005, 888). Es lehnte Uberdies die Voraussetzungen einer Entschadigung (8 24 Nr. 1 Buchst. a
EStG) ab, weil es an einer Zwangssituation fehle.

6  Hiergegen richtet sich die Revision des Klagers. Die Vereinbarung sei abweichend vom Sachverhalt, Gber den der
BFH in BFH/NV 2005, 888 entschieden habe, nicht auf eine Vergiutung nach & 9 des Gesetzes liber
Arbeitnehmererfindungen zu reduzieren. Aufierdem habe sich der Klager in einer Zwangssituation befunden, indem
er dem tatsachlichen Druck der GmbH friihzeitig nachgegeben habe.

7  Der Klager beantragt sinngemag,
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das angefochtene Urteil aufzuheben und den geanderten Einkommensteuerbescheid fiir 2006 vom 8. April 2011 zu
andern, indem die Zahlung von 503.250 € nach & 34 EStG beglinstigt besteuert wird.

Das FA beantragt,

die Revision als unbegriindet zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision ist begriindet. Der BFH entscheidet in der Sache selbst (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--) und gibt der Klage statt. FA und FG haben die Abfindung unzutreffend nicht nach &
34 Abs. 1i.V.m. § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG einer ermafdigten Besteuerung unterworfen.

1. Nach & 34 Abs. 1 Satz 1 EStG ist auf alle im Veranlagungszeitraum bezogenen aufierordentlichen Einklinfte die
Einkommensteuer nach einem ermafdigten Steuersatz (§ 34 Abs. 1 Satze 2 bis 4 EStG) zu berechnen.
AuRerordentliche Einkinfte sind gemafd § 34 Abs. 2 Nr. 2 EStG Entschadigungen i.S. des § 24 Nr. 1 EStG.

a) Die Abfindung, um die es hier geht, erfllt die Voraussetzungen des & 24 Nr. 1 Buchst. a EStG. Entschadigungen
sind Leistungen, die "als Ersatz fur entgangene oder entgehende Einnahmen” gewahrt werden, d.h. an die Stelle
weggefallener oder wegfallender Einnahmen treten. Der Steuerpflichtige muss einen Schaden durch Wegfall von
Einnahmen erlitten haben und die Zahlung muss unmittelbar dazu bestimmt sein, diesen Schaden auszugleichen
(standige Rechtsprechung des BFH, vgl. z.B. BFH-Urteile vom 11. Januar 2005 IX R 67/02, BFH/NV 2005, 1044, und
vom 9. Juli 2002 IX R 29/98, BFH/NV 2003, 21).

Diese Bedingungen sind nach dem durch das FG festgestellten Sachverhalt ersichtlich erfillt; denn durch die
Vereinbarung vom 31. Mai 2006 tritt die Abfindung an die Stelle der kiinftigen Anspriiche aus der Vereinbarung auf
Arbeitnehmererfindervergutung, die sich mit der Erfullung der Abfindungsvereinbarung erledigen.

b) Dass die Entschadigung im konkreten Fall als Ersatz fur entgangene oder entgehende Einnahmen gezahlt wurde,
ist zwar grundsatzlich aus der Sicht der Vertragsparteien vom FG als Tatsacheninstanz zu beurteilen (BFH-Urteil
vom 18. Oktober 2011 IX R 58/10, BFH/NV 2012, 501). Der im Streitfall offenkundige Entschadigungscharakter der
Abfindung ist indes zwischen den Beteiligten im Kern gar nicht streitig. Es geht ihnen vielmehr um ein weiteres von
der Rechtsprechung entwickeltes Merkmal der Entschadigung, namlich um die Zwangssituation.

Danach setzt eine Entschadigung i.S. des & 24 Nr. 1 Buchst. a EStG ferner voraus, dass der Ausfall der Einnahmen
entweder von dritter Seite veranlasst wurde oder, wenn er vom Steuerpflichtigen selbst oder mit dessen
Zustimmung herbeigefiihrt worden ist, dieser unter rechtlichem, wirtschaftlichem oder tatsachlichem Druck stand.
Eine Steuerermafiigung soll danach nur gerechtfertigt sein, wenn der Steuerpflichtige sich dem zusammengeballten
Zufluss der Einnahmen nicht hat entziehen konnen (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Urteile in BFH/NV 2005,
1044, und vom 27.Juli 2004 IX R 64/01, BFH/NV 2005, 191, jeweils m.w.N.).

Davon ist im Streitfall entgegen der Auffassung des FG auszugehen: Der Klager ist auf das Angebot seines
Arbeitgebers, das diesem vom Patentanwalt "nahe gelegt” wurde, aus Griinden der Loyalitdt und zur Vermeidung
weiterer Streitigkeiten eingegangen, obschon ihm weiterhin jahrliche Zahlungen lieber gewesen waren. Damit stand
der Klager unter tatsachlichem Druck, dem er frihzeitig nachgegeben hat. Sein Interesse, die urspriingliche
Vereinbarung auf Arbeitnehmererfinderverglitung weiterzufiihren, stief? auf das damit in Konflikt tretende Interesse
seines Arbeitgebers an einer Einmalzahlung, um alle Rechtsbeziehungen zu erledigen. Wenn Arbeitgeber und
Arbeitnehmer schlieilich eine Losung im Konsens finden, so entspricht es nicht dem Zweck des von der
Rechtsprechung entwickelten Merkmals der Zwangssituation, wirde man bei dieser gutlichen Einigung einer
konfligierenden Interessenslage einen tatsachlichen Druck negieren. Das wirde --worauf die Revision zutreffend
hinweist-- geradezu dazu anhalten, es auf einen --an sich vermeidbaren-- Rechtsstreit ankommen zu lassen. Es
reicht vielmehr aus, wenn der Steuerpflichtige sich dem Ansinnen des Arbeitgebers an einer Einmalzahlung nicht
mehr widersetzt - und sich dem Zufluss der Abfindung deshalb nicht entziehen kann.

c) Die Abfindung fiihrt auch zu einem zusammengeballten Zufluss im Streitjahr. AuRerordentliche Einkilnfte i.S. des
§ 34 Abs. 1 EStG werden in standiger Rechtsprechung grundsatzlich nur bejaht, wenn die zu begunstigenden
Einkinfte in einem Veranlagungszeitraum zu erfassen sind und durch die Zusammenballung von Einkinften erhdhte
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steuerliche Belastungen entstehen (eingehend dazu BFH-Urteil vom 26. Januar 2011 IX R 20/10, BFHE 232, 471).
Nach den Feststellungen, die den erkennenden Senat nach § 118 Abs. 2 FGO binden, liegt im Streitfall eine
derartige Ausnahmesituation ersichtlich vor und bedarf keiner weiteren Begriindung.

17 2. Da das angefochtene Urteil diesen Mafdstaben nicht entspricht, ist es aufzuheben. Die Sache ist spruchreif. Unter
Berlcksichtigung der festgestellten Tatsachen erfullt der Kldger die Voraussetzungen fiir eine Steuerermafiigung
nach & 34 Abs. 1 EStG und seiner Klage ist stattzugeben.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 3von 3


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201210132/

	Urteil vom 29. Februar 2012, IX R 28/11
	Leitsätze
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



